
31

22
I I / 2 0 0 9

Kr
ie

gs
di

e
ns

tv
er

w
ei

g
er

u
n

g

auch für Kriegsdienstverweigerer gilt.
Artikel 2 4 (2 ) b etont wieder den Friedenswil-

len : »D er Bund kann sich zur Wahrung des Friedens
einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit
einordnen; er wird hierbei in die B eschränkung
seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedli-
che und dauerhafte Ordnung in Europ a und zwi-
schen den Völkern der Welt herb eiführen und si-
chern« .

Artikel 2 5 macht die allgemeinen Regeln de s
Völkerrechts zum B estandteil de s Bundesrechtes .

Artikel 2 6 verbietet »Handlungen, die geeignet
sind und in der Ab sicht vorgenommen werden, das
friedliche Zusammenleb en der Völker zu stören,
insbe sondere die Führung eines Angriffskriege s
vorzub ereiten« .

Ich sehe auch zwei weitere Artikel als spezielle
Ab sage an den Militarismus der NS-Zeit :

Artikel 5 regelt die Meinungs- und Pre ssefrei-
heit. D as ist das Gegenstück zur Bücherverbren-
nung von 1 9 3 3 , die zunächst vor allem die Werke
von bekannten Pazifisten b etraf.

Artikel 1 6 sagt : Die deutsche Staatsbürgerschaft
darf nicht entzogen werden . Auch das ist eine Ant-
wort auf NS-Aktionen . Auf den ersten Ausbürge-
rungslisten standen nämlich vor allem Pazifisten,
die vor Diffamierungen in der Weimarer Zeit o der
in richtiger Einschätzung Hitlers ins Ausland geflo-
hen waren . Zu Anfang der NS-Diktatur hatte der
Kampf gegen »undeutsches« D enken, b e sonders
gegen »Pazifismus« und »Internationalismu s« , für
die Nationalsozialisten solchen Vorrang, dass sie
z . B . die Bücher von Heinrich M ann verbrannten,
ab er nicht die seines B ruders Thomas Mann, ob-
wohl dessen Frau nach NS-Kriterien Jüdin war.

Im Grunde sind alle Grundrechte antimilitaris-
tische Gegenthesen gegen den Nationalsozialis-
mus , der das ganze Volk als Kampfgemeinschaft
vereinnahmen wollte und zahllo se Menschen in
Uniformen steckte . D as Nein zur NS-Diktatur, die
leider legal Schwächen der Weimarer Reichsverfas-
sung ausnutzen konnte , wird b e sonders deutlich
an den Ewigkeitsgarantien in Artikel 79 (4) für die
in den Artikeln 1 und 2 0 niedergelegten Grundsät-
ze und in Artikel 1 9 (2 ) für den We sensgehalt aller
Grundrechte , die nicht mehr wie 1 9 3 3 durch ein
Ermächtigungsgesetz außer Kraft gesetzt werden
dürfen .

Überblickt man die vielen Friedenshinweise
und Ab sagen an den Militarismus der NS-Zeit, so ist
das Grundge setz nicht nur eine − wie e s immer
heißt − »freiheitlich demokratische Grundord-
nung« , also eine freiheitliche , rechts- und sozial-

n D eutschland hat der Pazifismu s eine lan-
ge Tradition von den Mennoniten üb er

Kant bis zu den Friedensgesellschaften − aber in
der Praxis war e s eine Ge schichte der Ablehnung
und Verfolgung und deshalb auch von Leiden und
Auswanderung . Wo die Mennoniten geduldet wur-
den, mu ssten sie zusätzliche Steuern zahlen . Als ihr
»Privileg« in Preußen 1 8 68 wegen der Wehrpflicht
des Norddeutschen Bundes aufgehob en wurde ,
sind Tau sende ausgewandert, denen die Zusage ,
nur zum S anitätsdienst verpflichtet zu werden,
nicht reichte , um ihr Gewissen zu beruhigen . Im
Ersten Weltkrieg galten Kriegsdienstverweigerer
als p sychisch krank, im Zweiten Weltkrieg wurden
sie immerhin ernstgenommen, ab er zum To de ver-
urteilt. Zwischen den Weltkriegen wanderten b e-
kannte Pazifisten aus, weil ihnen das Leb en hier zu
schwer gemacht wurde . 1 9 3 3 , als brutaler Militaris-
mus in NS-Gestalt das Land b eherrschte , wurden
p azifistische Bücher verbrannt und aus den Biblio-
theken entfernt sowie führende Pazifisten, die
nicht rechtzeitig geflohen waren, schon im Frie-
den in KZs gequ ält. Gegen die se Vorgeschichte
setzt das Grundge setz seinen Friedenswillen .

Schon in der Präamb el verpflichtet sich die
B RD »in einem vereinten Europ a dem Frieden der
Welt zu dienen« .

Artikel 1 (2 ) bekennt sich »zu unverletzlichen
und unveräußerlichen Menschenrechten als
Grundlage j eder menschlichen Gemeinschaft, de s
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt« .

Artikel 2 (2 ) garantiert »das Recht auf Leben
und körperliche Unversehrtheit« . D as ist 1 9 45 an-
gesichts der Millionen von Ermordeten, Kriegsto-
ten und verkrüppelten, vergewaltigten und trau-
matisierten Menschen ein klare s B ekenntnis zum
Frieden . Zugleich ist es eine radikale Ab sage an j e-
des Tun, das üb er direkte Notwehr und Nothilfe hi-
nausgeht. Niemand hat das Recht, Leben und kör-
perliche Unversehrtheit anderer zu b eschädigen,
und von niemand darfverlangt werden, dass er sich
selb st solchen Gefahren au ssetzt.

Artikel 3 (3 ) legt fest, dass niemand wegen »sei-
nes Glaubens , seiner religiö sen o der politischen
Weltanschauung b enachteiligt« werden darf. D a-
mit ist das Ende der B enachteiligung und Verfol-
gung der Friedenskirchen und der politischen Pazi-
fisten ange sagt.

Artikel 4 präzisiert : »Die Freiheit de s Glaub ens ,
des Gewissens und die Freiheit de s religiö sen und
weltanschaulichen B ekenntnisses sind unverletz-
lich« .

Artikel 4 (3 ) b e stätigt ausdrücklich, dass das
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staatliche , demokratische Verfassung, sondern
auch eine friedensstaatliche . D ass das mit der
Wehrverfassung von 1 9 5 5 radikal geändert wurde ,
schuf verfassungswidrige s Verfassungsrecht trotz
der feierlichen Garantien der Grundrechte , weil es
deren Wesensgehalt gegen das Verbot in Artikel 1 9
(2 ) antastete , j a zum Teil aufhob . Ab er das hat das
Bundesverfassungsgericht nicht etwa b eanstandet
sondern im Gegenteil die Wehrpflicht, die erst
nachträglich ermöglicht, ab er nicht verlangt wur-
de , als » staatsbürgerliche Pflicht hohen Ranges« b e-
zeichnet. E s ist dringend notwendig, die friedens-
staatliche und antimilitaristische Tendenz des
Grundge setzes , die zu Unrecht verlassen wurde , in
Erinnerung zu rufen und sie bis nach B erlin und
Karlsruhe deutlich zu machen .

Für mich sind drei Punkte b esonders gravie-
rend b ei der Missachtung der Friedensausrichtung
de s Grundge setzes . Erstens die Regelung, dass für
eine Kriegsdienstverweigerung ein Antrag nötig
ist, der von staatlichen Stellen üb erprüft wird . B ei
einem Grundrecht muss die einfache Erklärung,

Am 2 3 . Mai 2 0 0 9 wird das Grundgesetz für die Bun-
de srepublik D eutschland 60 Jahre alt. Im Kern war
diese Verfassung eine Antwort auf den Krieg, die
B arb arei und die millionenfachen Verbrechen des
nationalsozialistischen D eutschland . Die no ch im-
mer gültige Forderung »Nie wieder Krieg« sollte
vor allem durch das Verb ot von Angriffskriegen so-
wie durch die Grundrechte und den Schutz vor
Zwangs-Kriegsdienst gegen das Gewissen der B e-
troffenen garantiert werden − formuliert in einer
Zeit, als es kein deutsche s Militär gab . D er Staat hat
den Menschen zu dienen und nicht umgekehrt.

Sechzig Jahre nach Inkrafttreten des Grund-
gesetzes halten wir es für notwendig,
. . . sich auf die friedensstaatlichen Elemente
der Verfassung von 1949 zu besinnen.
D er verbindliche Grundrechtekatalog, insb eson-
dere die Garantie von Gewissensfreiheit, und das
Verbot von Angriffskriegen sind antimilitaristi-
sche Grundpo sitionen gegen den Nationalsozialis-
mus . Überblickt man die vielen Friedenshinweise
und Ab sagen an den Militarismus der NS-Zeit, so ist
das Grundgesetz nicht nur eine »freiheitlich demo-
kratische Grundordnung« , sondern auch eine frie-
densstaatliche . Die Wehrverfassung von 1 9 5 5 än-
derte das radikal und schuf trotz der feierlichen Ga-
rantien der Grundrechte verfassungswidrige s Ver-
fassungsrecht, weil e s den Wesensgehalt der
Grundrechte antastete , j a zum Teil aufhob . Aber
das hat das Bundesverfassungsgericht nicht etwa
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b eanstandet sondern im Gegenteil die Wehr-
pflicht, die erst nachträglich ermöglicht, aber
nicht verlangt wurde , als » staatsbürgerliche Pflicht
hohen Range s« bezeichnet.
Wir halten es für dringend no twendig, die frie-

densstaa tlichen und a n tim ilitaristischen Prinzi-

pien des Grundgesetzes, die zu Unrech t verlassen

wurden, in Erinnerung zu rufen und sie bis nach

Berlin und Karlsruhe deutlich zu machen.

. . . die Wehrpflicht abzuschaffen.
D er Vernichtungskrieg der Wehrmacht wäre ohne
allgemeine Kriegsdienstpflicht nicht denkb ar und
möglich gewesen . Die Ho chrüstung b eider deut-
scher Staaten war ohne Wehrpflicht nicht umsetz-
b ar. Ihr militärischer Zweck ist die M assenrekrutie-
rung zur Führung von Massenkriegen, ihr ge sell-
schaftspolitischer Zweck, den Schulterschluss zwi-
schen Militär und Ge sellschaft herzustellen und zu
sichern . B ereits in »Friedenzeiten« unterliegen
Wehrpflichtige massiven Grundrechtseinschrän-
kungen . D as KDV-Grundrecht bietet dab ei keinen
umfassenden Schutz des Einzelnen gegenüb er den
Kriegsdienstpflichten und wird auch heute no ch
als ein Grundrecht praktiziert, das erst auf Antrag
und nach Üb erprüfung durch staatliche Instanzen
gewährt wird . D er Umgang mit Kriegsdienstver-
weigerern ist eine endlo se Ge schichte von persön-
licher B enachteiligung und Ungleichbehandlung .
Wir treten für die ma terielle und geistige A brüs-

tung ein undfordern die Ach tung der Grundrech-

te. Friedens- und menschenrech tlich ist die A b-

dass man e s in Anspruch nimmt, reichen . Allenfalls
nachgewiesener Missbrauch darf zur Ablehnung
der Kriegsdienstverweigerung führen .

Eb enso fatal ist zweitens die Missachtung der
Gewissen der totalen Kriegsdienstverweigerer, die
sich nicht nur auf Artikel 4 ( 1 ) berufen können son-
dern im Gegensatz zu allen, die Militärdienst leis-
ten o der die sen immerhin soweit anerkennen, dass
die dafür zu einem Ersatzdienst bereit sind , Artikel
2 (2 ) wirklich ernstnehmen .

Üb er unsere Frage nach der Verweigerung hi-
naus führt drittens die Missachtung de s Völker-
rechts b ei kriegerischen Interventionen wie dem
Krieg gegen Jugo slawien o der dem Mitmachen bei
der amerikanischen Operation Enduring Freedom .
Auch das widerspricht dem Friedensauftrag unse-
rer Verfassung .

Ulrich Finckh war jahrzeh n telang Vorsitzender

Zen tralstelle KDV; der Beitrag wurde als Kurzrefe-

ra t bei der Fach tagung der Zen tralstelle KDVa m 9.

Ma i in Ma in tal gehalten.

Die Delegierten der 2 6 Mitgliedsverbände der Zentralstelle KDV und die 80 TeilnehmerInnen
verabschiedeten am 9 . Mai in Maintal auf der Tagung »60 Jahre Grundgesetz, 60 Jahre KDV-Recht,
53 Jahre Wehrpflicht − . . . und (k)ein bisschen Frieden? ! « die


